
 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die 

öffentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - 

Veröffentlichung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung der Direktorin beim Landtag. 
 

 
 

  

 

 

  

  

  

A. 

B. 

 

 

1. 

                                                           
1  Vom 18. September 1990, GVBl. S. 261, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. September 

2010, GVBl. S. 297 



 

 

                                                                                                                                                                                       
 
 
2  § 26 Abs. 1 UAG lautet: „Die Mitglieder und ständigen Ersatzmitglieder des Untersuchungsausschusses sind 

auch nach dessen Auflösung verpflichtet, über die ihnen im Rahmen des Untersuchungsverfahrens bekannt 
gewordenen geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren. Ohne Genehmigung des 
Präsidenten des Landtags dürfen sie hierüber weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen.“ 

3  Az.: WD 1-1/656-1-12c 



 

 

2. 

3. 

 

                                                           
4 BGBl. I S. 434 



 

 

                                                           
5  Vom 24. März 1999, GVBl. S. 89, zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 18. Juni 2013, GVBl. 

S. 157 
6  Vgl. zu den entsprechenden Bestimmungen des Bundesrechts: Kopicki/Irlenbusch, Reisekostenrecht des 

Bundes, Kommentar, Stand: 7/2014, Teil B § 13, Rn. 48 
7  In der Fassung vom 17. März 1971, GVBl. S.125, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. 

Juli 2013 (GVBl. S. 271)  
8  Vgl. zu den entsprechenden Bestimmungen des Bundesrechts: Kopicki/Irlenbusch, Reisekostenrecht des 

Bundes, Kommentar, Stand: 7/2014, Teil B § 13, Rn. 48 
 



 

 

 

4. 

 

                                                           
9  Die Formulierung „nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Landtags“ trägt dem Umstand Rechnung, dass 

nicht jede Ausschusssitzung außerhalb der Parlamentsferien der Genehmigung des Präsidenten bedarf, vgl.  
§ 77 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 3 GOLT. 



 

 

 

                                                           
10  Vom 18. Juni 2013, GVBl. S. 157 
11  GVBl. S. 164 
12  GVBl. S. 645 



 

 

                                                           
13  Einschub der Verfasserin 

7 

entsprechend." Die Sätze 2 und 3 des § 55 Abs. 1 Beamtenversorgungsgesetz in der im 
Dezember 1993 geltenden Fassung lauteten: 

11 Zu den Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen rechnet nicht der 
Kinderzuschuß. Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, die auf 
§ 1587b des Bürgerlichen Gesetzbuchs beruhen, bleiben unberücksichtigt." 

Nach einer Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes waren diese Bestimmungen sodann 
im Zeitraum vom 1. Oktober 1994 bis zum 31. Dezember 2001 in § 55 Abs. 1 Satz 4 und 5 
Beamtenversorgungsgesetz geregelt. Seit 1. Januar 2002 sind sie in § 55 Abs. 1 Satz 6 und 7 
Beamtenversorgungsgesetz zu finden. Die letzte Verschiebung der Regelungen in die Sätze 6 
und 7 des § 55 Abs. 1 Beamtenversorgungsgesetz zum 1. Januar 2002 ist im Rahmen des 
damaligen Gesetzgebungsverfahrens zum rheinland-pfälzischen Abgeordnetengesetz und 
auch später nicht berücksichtigt worden. Dies soll nunmehr im Rahmen der Umstellung auf 
das Landesbeamtenversorgungsgesetz korrigiert werden . 

§ 55 Abs. 1 Satz 4 und 5, <korrekt: Satz 6 und 7>13 Abs. 3, 4 und 8 des 
Beamtenversorgungsgesetzes, auf den§ 10 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 AbgGRhPf verweist, hat 
folgenden Wortlaut: 

u(1) ... 6Zu den Renten und den Leistungen nach Nummer 4 rechnet nicht der 
Kinderzuschuss. 7Renten, Rentenerhöh ungen und Rentenminderungen, die auf 
§ 1587b des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder § 1 des Gesetzes zur Rege lung von 
Härten im Versorgungsausgleich, jewei ls in der bis zum 31. August 2009 geltenden 
Fassung, beruhen, sowie übertragene Anrechte nach Maßgabe des Gesetzes über 
den Versorgungsausgleich vom 3. April 2009 (BGBI. 1 S. 700) und Zusch läge oder 
Abschläge beim Rentensplitting unter Ehegatten nach § 76c des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch bleiben unberücksichtigt. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 
1. bei Ruhestandsbeamten (Absatz 2 Nr. 1) Hint erb liebenenrent en aus einer 

Beschäftigung oder Tätigkeit des Ehegatten, 
2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 Nr. 2) Renten auf Grund einer eigenen 

Beschäftigung oder Tätigkeit. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt außer Ansatz der Teil der Rente 
(Absatz 1 ), der 
1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre auf Grund freiwilliger 

Weiterversicherung oder Selbstversicherung zu den gesamten Versicherungs­
jahren oder, wenn sich die Rente nach Wert einheiten berechnet, dem 
Verhältnis der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der Summe der 
Werteinheiten für freiwillige Beiträge, Pflichtbeit räge, Ersatzzeiten und 
Ausfallzeiten oder, wenn sich die Rente nach Ent geltpunkten berechnet, dem 
Verhältnis der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge zu der Summe der 
Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, Pfl ichtbeiträge, Ersatzzeiten, 
Zurechnungszeiten und Anrechnungszeiten entspricht, 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 
Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens d ie Hälfte der Beiträge oder 
Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat. 

(8) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen entsprechende wiederkehrende 
Geldleistungen gleich, die auf Grund der Zugehörigkeit zu Zusatz- oder 
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14 Vgl.§§ 18 Abs. 2, 26 Satz 1 AbgG (Bund) iVm. § 53 Abs. 7 Satz 4 und 5 BeamtVG 
15 Vgl. etwa § 11 Abs. 2 Satz 4 AbgG Bayern; § 14 Abs. 4 AbgG Brandenburg; §§ 9 Abs. 3, 26 Abs. 1 AbgG 
Hessen iVm. § 57 Abs. 4 Satz 4 HessBeamtVG; §§ 16 Abs. 2, 26 AbgG Mecklenburg-Vorpommern iVm. § 53 
Abs. 7 Satz 3 und 4 LBeamtVG M-V; §§ 16 Abs. 2, 24 AbgG Sachsen-Anhalt iVm. § 53 Abs. 7 Satz 4 und 5 
BeamtVG Sachsen-Anhalt  



 

 

 

5. 

                                                           
16  BGBl. I S. 2842 



 

 

6. 

                                                           
17  GVBl. S. 587 
18  GVBl. S. 645 
19  In den Ländern, in denen die Altersvorsorge durch ein Versorgungswerk oder einen Altersvorsorgebeitrag 

sichergestellt wird, stellt sich die Situation anders dar. Hier liegt der maximale Bemessungssatz lediglich bei 
25 bis 39 vom Hundert der Grundentschädigung. Zu beachten ist jedoch, dass dem jeweiligen Abgeordneten 
zusätzlich noch eine - eventuell erst später einsetzende – Versorgung aus dem Versorgungswerk bzw. der 
privaten Altersvorsorge zusteht. 



 

 

                                                           
20  BVerfGE 40, 296  
21  Vgl. zur im Wesentlichen gleichlautenden Regelung in § 23 Abs. 5 AbgG BT: BT-Drucks. 7/5531, 

Materialien zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages, S. 19 (zu § 17 - Versorgungsabfindung); BT-Drucks. 7/5903, Bericht und Antrag des 
2. Sonderausschusses zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages, S. 14 (zu § 23 – Versorgungsabfindung) 



 

 

7. 

 

 



 

 

8. 

9. 



 

 

10. 

                                                           
22  Vgl. nur Aufzählung in Anlage 4 (zu § 47) Laufbahnverordnung (ohne Polizei und Schuldienst) 
23  Vgl. Drs. 15/4465, S. 94 ff., Begründung zu § 14 Landesbeamtengesetz 



 

 

11. 

 



 

 

                                                           
24  Vgl. LT-Drs. 16/1822, S. 174, Gesetzentwurf zu einem Landesgesetz zur Reform des finanziellen öffentlichen 

Dienstrechts, Begründung betreffend die besondere Zielsetzung im Besoldungsrecht 
25  Vgl. LT-Drs. 16/1822, S. 174 
26  Vgl. LT-Drs. 16/1822, S. 174 
27  Zum 1. Juli 2013; im Zuge der Reform des finanziellen öffentlichen Dienstrechts 
28  Dies ist die Fassung des § 28 BBesG, die dieser zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung des 

Grundgesetzes im Zuge der Föderalismusreform am 1. September 2006 hatte. 
29  Vgl. zur im Wesentlichen gleichlautenden Regelung in § 7 AbgG BT in der bis zum 11. Februar 2009 

geltenden Fassung: BT-Drucks. 7/5531, Materialien zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages, S. 17 (zu § 9 - Dienstzeiten) 

30  Vgl. zur im Wesentlichen gleichlautenden Regelung in § 7 AbgG BT in der bis zum 11. Februar 2009 
geltenden Fassung: BT-Drucks. 7/5531, Materialien zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages, S. 17 (zu § 9 - Dienstzeiten); BT-Drucks. 
7/5903, Bericht und Antrag des 2. Sonderausschusses zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages, S. 11 (zu § 7 – Dienstzeiten im öffentlichen 
Dienst) 

31  BVerfGE 40, 296 
32  Eine Ausnahme gilt nur im Fall des § 15 Abs. 3 AbgGRhPf; vgl. die Ausführungen zu dieser Regelung unter 

Abschnitt II. 6. 



 

 

 

 

                                                           
33  Vgl. insoweit die Ausführungen zu § 15 Abs. 3 und § 32 Abs. 2 AbgGRhPf in diesem Gutachten. 



 

 

                                                           
34  So die Begründung zur Änderung des § 7 Abs. 1 AbgG BT, BT-Drucks. 16/10850, S. 245 
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Eine ähnliche Bestimmung, die ebenfal ls die hälftige Anrechnung der Zeiten der 
Mitgliedschaft im Landtag vorsieht, findet sich in § 37 Abs. 1 AbgG Schleswig-Holstein. Diese 
ist wie folgt gefasst: 

,,(1) Für die Bemessung des Grundgehalts nach § 28 des Besoldungsgesetzes 
Schleswig-Holstein (SHBesG) vom 26. Januar 2012 (GVOB. Schl.-H. S. 153) werden 
Zeiten der Mitgliedschaft im Landtag zur Hälfte angerechnet. Dies gilt auch für die 
Zeit, in der die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis nach § 36 Abs. 1 
ruhen, bis zur Rückführung in das frühere Dienstverhältn is." 

Allerdings ist zu beachten, dass sich bei einer solchen Rege lungsvariante zwar dem äußeren 
Anschein nach inhaltlich keine Änderung des bisherigen Rechtszustandes ergibt34, da die Zeit 
der Mitgliedschaft im Parlament weiterhin hälftig berücksichtigt wird. Letztlich bedeutet dies 
jedoch eine Abkehr vom Prinzip der strengen Trennung der Lebensabschnitte von Amt und 
Mandat. 

Dies folgt daraus, dass bei einer solchen Regelungsvariante die Zeiten der Mitgliedschaft im 
Landtag nicht mehr - wie bisher - wie sonstige Zeiten ohne Anspruch auf Dienstbezüge 
behandelt werden. Denn sonstige Zeiten ohne Anspruch auf Dienstbezüge verzögern sowohl 
nach § 27 Abs. 3 Satz 3 Bundesbesoldungsgesetz als auch nach § 29 Abs. 3 Satz 2 LBesG n.F. 
den Stufenaufstieg grundsätzlich um d iese Zeiten, wäh rend Mandatszeiten bei dieser 
Regelungsvariante hälftig beim Aufstieg in den Gehaltsstufen zu berücksichtigen wären. 

Eine solche Regelungsvariante würde zudem der Systemat ik des neuen 
Landesbesoldungsgesetzes in gewissem Umfang zuwiderla ufen . 
Denn dieses teilt die Zeiten ohne Anspruch auf Grundgehalt nur in solche Zeiten ein, die den 
Stufenaufstieg um diese Zeit verzögern(§ 29 Abs. 3 Satz 2 LBesG n.F.), und in Zeiten, die den 
Stufenaufstieg aus besonderen Gründen ausnahmsweise nicht verzögern (§ 30 Abs. 2 LBesG 
n.F.). Eine „Verzögerung des Stufenaufstiegs um die Hälft e der Zeit ohne Anspruch auf 
Grundgehalt" ist der Systematik des rheinland-pfälzischen Landesbeso ldungsgesetzes -
ebenso wie der des Bundesbesoldungsgesetzes - fremd. 
§ 28 Abs. 4 des Besoldungsgesetzes Schleswig-Holstein sieht hingegen für Beamte, die als 
Abgeordnete im Europäischen Parlament, im Deutschen Bundestag oder in ei ner 
gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes tätig waren, die entsprechende 
Anwendung von§ 37 Abs. 1 Satz 1 des schleswig-holsteinischen Abgeordnet engesetzes vor. 

Eine hälftige Berücksichtigung der Mandatszeit könnte mit fo lgender Erwägung 
gerechtfertigt werden: Auch wenn im Ra hmen der Rege lungen zum Stufenaufstieg eine 
hälftige Berücksichtigung bestimmter Zeiten nicht vorgesehen ist , kennt das 
Landesbesoldungsgesetz doch die Möglichkeit einer teilweisen Berücksichtigung von Zeiten 
bei der Bemessung des Grundgehalts. 
So wird der Beginn des Stufenaufstiegs gemäß § 29 Abs. 2 Satz 2 LBesG n.F. durch weite re 
hauptberufliche Zeiten, soweit sie auf Antra g gemäß § 30 Abs. 1 Satz 2 LBesG n.F. ganz oder 
teilweise anerkannt worden sind, vorverlegt. Anerkannt werden können solche 
hauptberuflichen Zeiten, soweit sie fü r die Verwendung förderli ch sind und d ie 
hauptberufliche Tätigkeit auf der Oualifikat ionsebene eines Ausbildungsberufs über einen 
Zeitraum von mindestens sechs Monaten ohne Unterbrechung ausgeübt wu rde. 

In Anlehnung an den Gedanken der Berücksichtigungsfähigkeit förderlicher beruflicher 
Tätigkeitszeiten könnte man die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag als für die 



 

 

 

 



 

 

 

                                                           
35  Die Verweisung auf § 32 Absatz 2 AbgGRhPf nimmt Bezug auf die neu zu fassende Regelung in § 32 Abs. 2 

AbgGRhPf, wie sie unter Abschnitt 11 b) des Gutachtens dargestellt ist. Sollte diese letztlich an anderer Stelle 
des Abgeordnetengesetzes geregelt werden, müsste die Verweisung entsprechend angepasst werden. 



 

 

 

 

                                                           
36  Eine solche Regelung ist bisher in § 15 Abs. 3 AbgGRhPf mit enthalten. 
37  Erfahrungszeiten sind gemäß § 29 Abs. 1 Satz 3 LBesG n.F. Zeiten im Dienst eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstherrn in einem Beamten- oder Richterverhältnis mit Anspruch auf Dienstbezüge. 
38  Vgl. etwa § 29 Abs. 6 LBesG n.F. und Anlage 1 zum LBesG n.F., Landesbesoldungsordnung A und B 
39  Vgl. insoweit auch die Ausführungen zu § 15 AbgGRhPf 



 

 

12. 

                                                           
40  Es gibt beispielsweise neben der (allgemeinen) Laufbahnverordnung noch Laufbahnverordnungen für 

spezielle Berufszweige, wie etwa für den Schuldienst oder die Polizei. 
41  Eine entsprechende Regelung findet sich auch in Art. 34 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes, seit dort im 

Beamtenrecht ebenfalls die Laufbahngruppen abgeschafft wurden. 


